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Resolution der Generalversammlung 

[auf Grund des Berichts des Dritten Ausschusses (A/61/443/Add.3)] 

  61/176. Die Menschenrechtssituation in der Islamischen Republik Iran 

 Die Generalversammlung, 

 geleitet von der Charta der Vereinten Nationen, der Allgemeinen Erklärung der Men-
schenrechte1, den Internationalen Menschenrechtspakten2 und anderen internationalen Men-
schenrechtsübereinkünften, 

 erneut erklärend, dass alle Mitgliedstaaten gehalten sind, die Menschenrechte und 
Grundfreiheiten zu fördern und zu schützen und ihren Verpflichtungen aus den verschiede-
nen internationalen Rechtsakten auf diesem Gebiet nachzukommen, 

 eingedenk dessen, dass die Islamische Republik Iran Vertragspartei des Internationa-
len Paktes über bürgerliche und politische Rechte2, des Internationalen Paktes über wirt-
schaftliche, soziale und kulturelle Rechte2, des Internationalen Übereinkommens zur Be-
seitigung jeder Form von Rassendiskriminierung3 und des Übereinkommens über die Rech-
te des Kindes4 ist,  

 unter Hinweis auf ihre früheren Resolutionen zu dieser Frage, zuletzt Resolution 
60/171 vom 16. Dezember 2005, sowie unter Hinweis auf die Resolution 2001/17 der Men-
schenrechtskommission vom 20. April 20015,  

_______________ 
1 Resolution 217 A (III). In Deutsch verfügbar unter http://www.un.org/Depts/german/grunddok/ 
ar217a3.html. 
2 Resolution 2200 A (XXI), Anlage. Deutsche Übersetzung: dBGBl. 1973 II S. 1533; LGBl. 1999 Nr. 58; 
öBGBl. Nr. 591/1978; AS 1993 750 (Zivilpakt); dBGBl. 1973 II S. 1569; LGBl. 1999 Nr. 57; öBGBl. 
Nr. 590/1978; AS 1993 725 (Sozialpakt). 
3 United Nations, Treaty Series, Vol. 660, Nr. 9464. Deutsche Übersetzung: dBGBl. 1969 II S. 961; 
LGBl. 2000 Nr. 80; öBGBl. Nr. 377/1972; AS 1995 1164. 
4 Ebd., Vol. 1577, Nr. 27531. Deutsche Übersetzung: dBGBl. 1992 II S. 121; LGBl. 1996 Nr. 163; öBGBl. 
Nr. 7/1993; AS 1998 2055. 
5 Siehe Official Records of the Economic and Social Council, 2001, Supplement No. 3 (E/2001/23), Kap. II, 
Abschn. A.  
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 davon Kenntnis nehmend, dass die Islamische Republik Iran ihre im Einklang mit der 
Resolution 60/251 der Generalversammlung vom 15. März 2006 freiwillig eingegangenen 
Zusagen und Verpflichtungen in Bezug auf die Menschenrechte übermittelt hat6, 

 sowie Kenntnis nehmend von den Erklärungen der Regierung der Islamischen Repu-
blik Iran zur stärkeren Achtung der Menschenrechte in dem Land und zur Förderung der 
Rechtsstaatlichkeit und ferner Kenntnis nehmend von den einschlägigen Bestimmungen ih-
rer Verfassung,  

 1. begrüßt 

 a) die von der Regierung der Islamischen Republik Iran im April 2002 ausgespro-
chene ständige Einladung an alle thematischen Mechanismen zur Überwachung der Einhal-
tung der Menschenrechte und die den Mandatsträgern der besonderen Verfahren bei ihren 
Besuchen gewährte Zusammenarbeit, während sie gleichzeitig bedauert, dass seit Juli 2005 
kein Mandatsträger der besonderen Verfahren die Islamische Republik Iran hat besuchen 
können, und mit dem Ausdruck ihrer Hoffnung, dass die Mandatsträger der besonderen Ver-
fahren des Menschenrechtsrats das Land in naher Zukunft besuchen können;  

 b) den Bericht der Sonderberichterstatterin über Gewalt gegen Frauen, deren Ursa-
chen und deren Folgen über ihren Besuch vom 29. Januar bis zum 6. Februar 2005 in der Is-
lamischen Republik Iran7; 

 c) den Bericht des Sonderberichterstatters über angemessenes Wohnen als Be-
standteil des Rechts auf einen angemessenen Lebensstandard über seinen Besuch vom 
19. bis zum 31. Juli 2005 in der Islamischen Republik Iran8; 

 d) die im Oktober 2006 abgegebene Erklärung des obersten Richters der Islami-
schen Republik Iran, in der er die Hoffnung zum Ausdruck brachte, dass die Richter für 
Minderjährige anstatt langer Gefängnisstrafen für bestimmte Straftaten eine andere Art der 
Bestrafung wählen werden; 

 e) die Verkündung eines Folterverbots durch den obersten Richter im April 2004 
und die anschließende Verabschiedung entsprechender Gesetze durch das Parlament, die 
vom Wächterrat im Mai 2004 gebilligt wurden; 

 f) die Menschenrechtsdialoge zwischen der Islamischen Republik Iran und einer 
Reihe von Ländern, während sie gleichzeitig der Islamischen Republik Iran eindringlich na-
he legt, diese Dialoge zu intensivieren und sicherzustellen, dass sie regelmäßig stattfinden; 

 g) die Freilassung einiger Gefangener, die ohne ein ordnungsgemäßes Verfahren 
inhaftiert waren; 

 h) die Zusammenarbeit mit Organisationen der Vereinten Nationen bei der Ausar-
beitung von Programmen auf dem Gebiet der Menschenrechte, der guten Regierungsfüh-
rung und der Rechtsstaatlichkeit;  

 2. verleiht ihrer ernsten Besorgnis Ausdruck über 

 a) die anhaltende Drangsalierung, Einschüchterung und Verfolgung von Men-
schenrechtsverteidigern, nichtstaatlichen Organisationen, politischen Gegnern, religiösen 

_______________ 
6 A/60/770/Add.1, Anlage. 
7 E/CN.4/2006/61/Add.3.  
8 E/CN.4/2006/41/Add.2. 
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Dissidenten, politischen Reformern, Journalisten, Parlamentariern, Studenten, Geistlichen, 
Akademikern, Bloggern, Gewerkschaftsmitgliedern und -organisatoren, namentlich durch 
ungebührliche Einschränkungen der Versammlungs-, Gewissens- und Meinungsfreiheit und 
des Rechts der freien Meinungsäußerung, die Androhung und Durchführung willkürlicher 
Festnahmen und langer Inhaftierungen einzelner Personen und ihrer Familienangehörigen, 
die weiter vor sich gehende ungerechtfertigte Schließung von Zeitungen und die Blockie-
rung von Internetseiten und die Beschränkungen der Tätigkeit von Gewerkschaften und an-
deren nichtstaatlichen Organisationen sowie das Fehlen zahlreicher Voraussetzungen für 
freie und faire Wahlen; 

 b) die fortdauernde unvollständige Erfüllung internationaler Normen in der 
Rechtspflege und insbesondere das Fehlen ordnungsgemäßer Verfahren, die Verweigerung 
einer fairen und öffentlichen Verhandlung, die Verweigerung des Rechts inhaftierter Perso-
nen auf einen Rechtsbeistand und auf Zugang zu einem Rechtsbeistand, die Nutzung von 
Gesetzen über die nationale Sicherheit zur Verweigerung der Menschenrechte, die vorherr-
schende Atmosphäre der Straflosigkeit für Amtsträger, die Menschenrechtsverletzungen be-
gehen, die Drangsalierung, Einschüchterung und Verfolgung von Verteidigern und anderen 
Rechtsbeiständen, die Verfälschung von Gerichtsakten, die Nichtachtung international an-
erkannter Garantien, unter anderem im Hinblick auf Angehörige religiöser, ethnischer oder 
nationaler Minderheiten, ob offiziell anerkannt oder nicht, die Verhängung willkürlicher Ge-
fängnisstrafen und die Verletzung der Rechte Inhaftierter, einschließlich der systematischen 
und willkürlichen Anwendung langer Einzelhaft, das Fehlen einer angemessenen medizini-
schen Versorgung für Strafgefangene, die willkürliche Verweigerung von Kontakten zwi-
schen Inhaftierten und ihren Familienangehörigen und die Fälle, in denen Inhaftierte unter 
ungeklärten Umständen oder infolge allgemeiner Misshandlung während der Haft ums Le-
ben gekommen sind; 

 c) die fortgesetzte Anwendung von Folter und grausamer, unmenschlicher oder er-
niedrigender Behandlung oder Strafe, wie etwa Auspeitschen oder Amputation; 

 d) die fortgesetzte Durchführung öffentlicher Hinrichtungen, einschließlich öffent-
licher Gruppenhinrichtungen, zahlreicher anderer Hinrichtungen unter Missachtung in-
ternational anerkannter Garantien sowie die Verhängung der Strafe der Steinigung und miss-
billigt insbesondere die Hinrichtung von Personen, die zum Zeitpunkt der Begehung ihrer 
Straftat unter 18 Jahren waren, unter Verstoß gegen die Verpflichtungen der Islamischen 
Republik Iran nach Artikel 37 des Übereinkommens über die Rechte des Kindes4 und Arti-
kel 6 des Internationalen Paktes über bürgerliche und politische Rechte2 und trotz der Ver-
kündung eines Moratoriums für die Hinrichtung Jugendlicher; 

 e) die anhaltende Gewalt gegen Frauen und Mädchen und ihre Diskriminierung im 
Gesetz und in der Praxis, die Weigerung des Wächterrats, Maßnahmen zur Behebung dieser 
systemischen Diskriminierung zu ergreifen, sowie die jüngsten Verhaftungen von Frauen, 
die ihr Versammlungsrecht ausüben, und die gewaltsamen Repressionsmaßnahmen gegen 
sie;  

 f) die zunehmende Diskriminierung und andere Menschenrechtsverletzungen ge-
genüber Angehörigen ethnischer und religiöser Minderheiten, ob anerkannt oder nicht, ein-
schließlich Arabern, Aseris, Belutschen, Kurden, Christen, Juden, Sufis und sunnitischer 
Muslime, die Ausweitung und gesteigerte Häufigkeit von Diskriminierung und anderen 
Menschenrechtsverletzungen gegenüber Angehörigen des Bahá'í-Glaubens, einschließlich 
Berichten über Pläne des Staates, Bahá'í zu ermitteln und zu überwachen, wie von der Son-
derberichterstatterin über Religions- und Weltanschauungsfreiheit festgestellt, die Zunahme 
der Fälle willkürlicher Festnahme und Haft, die Verweigerung der Religionsfreiheit und der 
öffentlichen Wahrnehmung von Angelegenheiten der Gemeinde, die Missachtung von Ei-
gentumsrechten, einschließlich durch De-facto-Enteignung, wie im Bericht des Sonder-
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berichterstatters über angemessenes Wohnen als Bestandteil des Rechts auf einen ange-
messenen Lebensstandard vermerkt, die Zerstörung von Stätten mit religiöser Bedeutung, 
die Aussetzung sozialer, bildungs- und gemeinschaftsbezogener Aktivitäten und die Ver-
weigerung des Zugangs zu Hochschulbildung, Beschäftigung, Renten, angemessenem 
Wohnraum und anderen Leistungen sowie die jüngsten gewaltsamen Repressionsmaßnah-
men gegen Araber, Aseris, Bahá'í, Kurden und Sufis;  

 3. fordert die Regierung der Islamischen Republik Iran auf, 

 a) die uneingeschränkte Achtung des Rechts auf Versammlungsfreiheit, Meinungs-
freiheit und freie Meinungsäußerung sowie des Rechts, an der Gestaltung der öffentlichen 
Angelegenheiten teilzunehmen, zu gewährleisten, im Einklang mit ihren Verpflichtungen 
aus dem Internationalen Pakt über bürgerliche und politische Rechte, und insbesondere die 
Drangsalierung, Einschüchterung und Verfolgung von politischen Gegnern und Menschen-
rechtsverteidigern zu beenden, namentlich durch die Freilassung von Personen, die willkür-
lich oder auf Grund ihrer politischen Ansichten in Haft gehalten werden, und verstärkt Maß-
nahmen zur Förderung und Erleichterung der Menschenrechtsbildung auf allen Ebenen zu 
ergreifen und sicherzustellen, dass alle für die Ausbildung von Rechtsanwälten, Polizeibe-
amten, Personal der Streitkräfte und Angehörigen des öffentlichen Dienstes verant-
wortlichen Stellen geeignete Unterrichtselemente über die Menschenrechte in ihre Ausbil-
dungsprogramme aufnehmen;  

 b) die uneingeschränkte Achtung des Rechts auf ein ordnungsgemäßes Verfahren, 
einschließlich des Rechts inhaftierter Personen auf einen Rechtsbeistand und auf Zugang zu 
einem Rechtsbeistand, in Strafverfahren zu gewährleisten und insbesondere eine faire und 
öffentliche Verhandlung vor einem zuständigen, unabhängigen, unparteiischen und auf Ge-
setz beruhenden Gericht zu gewährleisten, die Drangsalierung, Einschüchterung und Verfol-
gung von Verteidigern und anderen Rechtsbeiständen zu beenden sowie die Gleichheit vor 
dem Gesetz und den gleichen Schutz durch das Gesetz ohne jede Diskriminierung in allen 
Fällen zu gewährleisten, einschließlich für Angehörige religiöser, ethnischer, sprachlicher 
oder anderer Minderheitengruppen, ob offiziell anerkannt oder nicht; 

 c) die Anwendung von Folter und anderer grausamer, unmenschlicher oder ernied-
rigender Behandlung oder Strafe, wie Amputationen und Auspeitschen, im Gesetz und in 
der Praxis zu beseitigen und, wie von dem gewählten iranischen Parlament bereits vor-
geschlagen, dem Übereinkommen gegen Folter und andere grausame, unmenschliche oder 
erniedrigende Behandlung oder Strafe9 beizutreten sowie der Straflosigkeit für Menschen-
rechtsverletzungen, die Straftaten darstellen, ein Ende zu setzen, indem die Täter im Ein-
klang mit internationalen Normen vor Gericht gestellt werden, unter anderem unter Be-
rücksichtigung des aktualisierten Grundsatzkatalogs für den Schutz und die Förderung der 
Menschenrechte durch die Bekämpfung der Straflosigkeit10; 

 d) öffentliche Hinrichtungen und andere Hinrichtungen, die unter Missachtung in-
ternational anerkannter Garantien durchgeführt werden, im Gesetz und in der Praxis abzu-
schaffen, insbesondere, wie vom Ausschuss für die Rechte des Kindes in seinem Bericht 
vom Januar 200511 gefordert, Hinrichtungen von Personen, die zum Zeitpunkt ihrer Straftat 
unter 18 Jahren waren, und das Moratorium für Hinrichtungen von Jugendlichen und Hin-
richtungen durch Steinigung aufrechtzuerhalten und gesetzlich zu verankern, mit dem Ziel, 
diese Strafe völlig abzuschaffen; 
_______________ 
9 United Nations, Treaty Series, Vol. 1465, Nr. 24841. Deutsche Übersetzung: dBGBl. 1990 II S. 246; 
LGBl. 1991 Nr. 59; öBGBl. Nr. 492/1987; AS 1987 1307. 
10 Siehe E/CN.4/2005/102 und Add.1.  
11 Siehe CRC/C/146.  
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 e) alle Formen der Diskriminierung und Gewalt gegen Frauen und Mädchen im 
Gesetz und in der Praxis zu beseitigen und, wie von dem gewählten iranischen Parlament 
bereits vorgeschlagen, dem Übereinkommen zur Beseitigung jeder Form von Diskriminie-
rung der Frau12 beizutreten; 

 f) alle Formen der Diskriminierung aus religiösen, ethnischen oder sprachlichen 
Gründen und alle anderen Menschenrechtsverletzungen gegenüber Angehörigen von Min-
derheiten, einschließlich Arabern, Aseris, Bahá’í, Belutschen, Kurden, Christen, Juden, Su-
fis und sunnitischer Muslime, im Gesetz und in der Praxis zu beseitigen, die Überwachung 
von Einzelpersonen auf Grund ihrer religiösen Überzeugung zu unterlassen, zu gewähr-
leisten, dass Minderheiten den gleichen Zugang zu Bildung haben wie alle anderen Iraner, 
und diese Angelegenheiten auf offene Art und Weise unter voller Mitwirkung der Min-
derheiten selbst anzugehen, im Übrigen die uneingeschränkte Achtung des Rechts auf Ge-
danken-, Gewissens-, Religions- und Weltanschauungsfreiheit aller Personen zu gewährlei-
sten und den Bericht des Sonderberichterstatters über religiöse Intoleranz von 199613, der 
der Islamischen Republik Iran Möglichkeiten für die Emanzipierung der Bahá’í-
Gemeinschaft empfahl, umzusetzen; 

 4. ermutigt die Mandatsträger der thematischen Verfahren des Menschenrechts-
rats, namentlich den Sonderberichterstatter über außergerichtliche, summarische oder will-
kürliche Hinrichtungen, den Sonderberichterstatter über Folter und andere grausame, un-
menschliche oder erniedrigende Behandlung oder Strafe, den Sonderberichterstatter über 
die Unabhängigkeit von Richtern und Anwälten, die Sonderberichterstatterin über Reli-
gions- und Weltanschauungsfreiheit, den Sonderberichterstatter über die Förderung und den 
Schutz des Rechts auf Meinungsfreiheit und des Rechts der freien Meinungsäußerung, die 
Sonderbeauftragte des Generalsekretärs für die Lage der Menschenrechtsverteidiger, die Ar-
beitsgruppe für willkürliche Inhaftierungen und die Arbeitsgruppe zur Frage des Verschwin-
denlassens von Personen, die Islamische Republik Iran zu besuchen oder ihre Arbeit zur 
Verbesserung der Menschenrechtssituation in der Islamischen Republik Iran auf andere 
Weise fortzusetzen, und fordert die Regierung der Islamischen Republik Iran nachdrücklich 
auf, der Verpflichtung, die sie mit ihrer ständigen Einladung an die Mandatsträger der be-
sonderen Verfahren eingegangen ist, nachzukommen, indem sie mit ihnen zusammenarbei-
tet, und darzustellen, wie deren anschließende Empfehlungen umgesetzt wurden, einschließ-
lich der Empfehlungen der Mandatsträger der besonderen Verfahren, die das Land bereits 
besucht haben; 

 5. beschließt, die Untersuchung der Menschenrechtssituation in der Islamischen 
Republik Iran auf ihrer zweiundsechzigsten Tagung unter dem Punkt „Förderung und 
Schutz der Menschenrechte“ fortzusetzen. 

81. Plenarsitzung 
19. Dezember 2006 

  

  

_______________ 
12 United Nations, Treaty Series, Vol. 1249, Nr. 20378. Deutsche Übersetzung: dBGBl. 1985 II S. 647; 
LGBl. 1996 Nr. 164; öBGBl. Nr. 443/1982; AS 1999 1579. 
13 Siehe E/CN.4/1996/95/Add.2.  


